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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu Saudi-Arabien, seinen Beziehungen zur EU und seiner Rolle in Nahost und 
Nordafrika
(2013/2147(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf das Kooperationsabkommen vom 25. Februar 1989 zwischen der 
Europäischen Union und dem Golf-Kooperationsrat,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. Juli 1990 zur Bedeutung des geplanten 
Freihandelsabkommens zwischen der EWG und dem Golfkooperationsrat1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 18. Januar 1996 zu Saudi-Arabien2,

– in Kenntnis des am 31. Dezember 2001 in Maskat (Oman) verabschiedeten 
Wirtschaftsabkommens zwischen den Staaten des Golf-Kooperationsrates und der 
Erklärung von Doha des Golf-Kooperationsrates über die Errichtung der Zollunion für den 
Kooperationsrat der Arabischen Golfstaaten am 21. Dezember 2002,

– unter Hinweis auf die Ratifizierung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die 
Beseitigung jeder Form der Diskriminierung der Frau (CEDAW) im Oktober 2004 durch 
Saudi-Arabien, insbesondere des Artikels 7 über politisches und öffentliches Leben,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. März 2005 zu Saudi-Arabien3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 6. Juli 2006 zum Recht auf freie 
Meinungsäußerung im Internet4, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. Mai 2007 mit dem Titel „Reformen in der 
arabischen Welt: Welche Strategie für die Europäische Union?“5,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. Dezember 2007 zu den Rechten der 
Frauen in Saudi-Arabien6,

– unter Hinweis auf den Bericht über die Umsetzung der Europäischen Sicherheitsstrategie 
– Sicherheit schaffen in einer Welt im Wandel, der im Dezember 2008 vom Rat 
angenommen wurde,

– unter Hinweis auf das Gemeinsame Kommuniqué des 19. Gemeinsamen Rates EU-GCC 
und Ministertreffens vom 29. April 2009 in Maskat,

– in Kenntnis des gemeinsamen Aktionsprogramms (2010-2013) zur Umsetzung des 

                                               
1 ABl. C 231 vom 17.9.1990, S. 216.
2 ABl. C 032 vom 5.2.1996, S. 75.
3 ABl. C 320 vom 15.12.2005, S. 178. 
4 ABl. C 303 E vom 13.12.2006, S. 879.
5 ABl. C 76 E vom 27.3.2008, S. 100.
6 ABl. C 323 E vom 18.12.2008, S. 529.
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Kooperationsabkommens zwischen der EU und dem Golf-Kooperationsrat von 1989,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 20. Mai 2010 zur Union für den 
Mittelmeerraum1,

– in Kenntnis des Gemeinsamen Kommuniqués des 20. Gemeinsamen Rates EU-GCC und 
Ministertreffens vom 14. Juni 2010 in Luxemburg,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 24. März 2011 zu den Beziehungen der 
Europäischen Union zum Golf-Kooperationsrat2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. April 2011 zur Lage in Syrien, Bahrain und 
Jemen3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Juli 2011 zur Situation in Syrien, Jemen 
und Bahrain im Zusammenhang mit der Lage in der arabischen Welt und in Nordafrika4,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. September 2011 zur Lage in Syrien5,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 27. Oktober 2011 zu Bahrain6, 

– unter Hinweis auf seine Entschließungen zu den jährlichen Sitzungen der UN-
Menschenrechtskommission in Genf (2000-2012),

– unter Hinweis auf seine jährlichen Menschenrechtsberichte,

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten sowie der 
Stellungnahme des Ausschusses für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der 
Geschlechter (A7-0000/2013),

A. in der Erwägung, dass das Königreich Saudi-Arabien im Nahen Osten und in der 
islamischen Welt einen einflussreichen politischen, wirtschaftlichen und religiösen Akteur 
darstellt, der wichtigste Erdölproduzent der Welt sowie Gründer und führendes Mitglied 
des Golf-Kooperationsrats und der G-20 ist;

B. in der Erwägung, dass der sich verändernde politische und strategische Kontext in der 
Region des Nahen Ostens und Nordafrikas eine Neubewertung der Beziehungen zwischen 
der EU und dem Königreich Saudi-Arabien erforderlich macht;

C. in der Erwägung, dass das Königreich Saudi-Arabien eine absolute Erbmonarchie ist und 
kein gewähltes Parlament hat; in der Erwägung, dass es die Thronfolge respektieren muss; 
in der Erwägung, dass das Königreich Saudi-Arabien 28 Mio. Einwohner hat, darunter 

                                               
1 ABl. C 161 E vom 31.5.2011, S. 126.
2 ABl. C 247 E vom 17.8.2012, S. 1.
3 ABl. C 296 E vom 2.10.2012, S. 81.
4 ABl. C 33 E vom 5.2.2013, S. 158.
5 ABl. C 51 E vom 22.2.2013, S. 118.
6 ABl. C 48 E/228 vom 18.2.2012, S. 238.
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9 Mio. Ausländer und 10 Mio. Menschen unter 18 Jahren; in der Erwägung, dass seit 2001 
einige Reformen im Königreich Saudi-Arabien zwar umgesetzt, jedoch nicht 
institutionalisiert wurden und somit leicht wieder rückgängig gemacht werden können; in 
der Erwägung, dass die Bilanz des Landes hinsichtlich der Menschenrechte weiterhin 
schlecht ist und wesentliche Lücken zwischen seinen internationalen Verpflichtungen und 
deren Umsetzung aufweist; 

D. in der Erwägung, dass die Religionsfreiheit im Königreich Saudi-Arabien nicht gewahrt 
wird, da die öffentliche Ausübung jeder Religion mit Ausnahme des Islams verboten ist; 
in der Erwägung, dass islamische Minderheiten, wie die Schiiten und die Sufis, 
Diskriminierung und Vorurteilen ausgesetzt sind, die häufig vom religiösen Establishment 
des Landes gebilligt werden;

E. in der Erwägung, dass die Arbeit von Menschenrechtsorganisationen im Königreich 
Saudi-Arabien stark eingeschränkt wird, wie die Weigerung der Behörden, das „Adala 
Centre for Human Rights“ (Adala-Zentrum für Menschenrechte) oder die „Union for 
Human Rights“ (Union für Menschenrechte) amtlich einzutragen, belegt; in der 
Erwägung, dass gemeinnützige Organisationen immer noch die einzigen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen sind, die in dem Königreich gestattet werden;

F. in der Erwägung, dass das Königreich Saudi-Arabien bei der weltweiten Verbreitung und 
Förderung einer besonders strengen salafistischen/wahhabitischen Auslegung des Islam 
eine führende Rolle spielt; in der Erwägung, dass die extremsten Erscheinungsformen des 
Salafismus/Wahhabismus Terrororganisationen wie Al-Qaida inspiriert haben und eine 
globale Sicherheitsbedrohung darstellen, auch für das Königreich Saudi-Arabien selbst; in 
der Erwägung, dass das Königreich Saudi-Arabien ein System zur Kontrolle von 
Finanztransaktionen entwickelt hat, um dafür zu sorgen, dass keinerlei Geldmittel 
terroristischen Organisationen zugleitet werden, wobei eine solche Kontrolle jedoch nicht 
im Hinblick auf private gemeinnützige Organisationen oder Einrichtungen außerhalb des 
Königreichs Saudi-Arabien sichergestellt werden kann;

1. erkennt die wechselseitige Abhängigkeit zwischen der EU und dem Königreich Saudi-
Arabien im Hinblick auf regionale Stabilität, Beziehungen zu der islamischen Welt, den 
Ausgang des Übergangs in den Ländern des arabischen Frühlings, den Friedensprozess 
zwischen Israel und Palästina, die Stabilität der globalen Erdöl- und Finanzmärkte und 
Probleme globaler Ordnungspolitik, insbesondere im Rahmen der G-20, an; 

2. betont das europäische Interesse an einem friedlichen und geordneten Entwicklungs- und 
politischen Reformprozess im Königreich Saudi-Arabien, einem wichtigen Eckpfeiler für 
langfristigen Frieden, Stabilität und Entwicklung in der Region;

3. fordert die Behörden des Königreichs Saudi-Arabien auf, mit der EU Gespräche zum 
Thema Menschenrechte aufzunehmen, um ein besseres Verständnis und die Ermittlung 
der notwendigen Veränderungen zu ermöglichen;

4. fordert die Behörden des Königreichs Saudi-Arabien auf, das Recht auf freie 
Meinungsäußerung für alle Einwohner Saudi-Arabiens sicherzustellen und betont, dass 
das gewaltfreie Eintreten für grundlegende Rechte und das Äußern von kritischen 
Bemerkungen über die sozialen Medien der Ausdruck eines unabdingbaren Rechts ist, wie 
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das Parlament in seinem Bericht zu einer digitalen Freiheitsstrategie in der Außenpolitik 
der EU hervorgehoben hat;

5. fordert die Behörden des Königreichs Saudi-Arabien auf, die Umsetzung der neuen 
Rechtsvorschriften zu NRO zu beschleunigen, um deren Handlungsfreiheit 
sicherzustellen;

6. bekräftigt seine Forderung nach einer weltweiten Abschaffung der Todesstrafe und fordert 
ein sofortiges Moratorium hinsichtlich der Vollstreckung von Todesurteilen im 
Königreich Saudi-Arabien; bedauert, dass das Königreich Saudi-Arabien die Todesstrafe 
weiterhin für eine Vielzahl von Verbrechen einsetzt, einschließlich Drogendelikten, 
Apostasie, Hexerei und Zauberei; 

7. bedauert, dass im Königreich Saudi-Arabien keine Religionsfreiheit herrscht; ermutigt die 
Behörden, Mäßigung und Toleranz gegenüber der religiösen Vielfalt auf allen Ebenen des 
Bildungssystems, einschließlich religiöser Einrichtungen, und in der öffentlichen Debatte 
von Beamten und Angestellten des öffentlichen Dienstes zu fördern;

8. hebt die Notwendigkeit hervor, die Grundrechte der Schiiten und anderer Minderheiten zu 
wahren, einschließlich des Rechts auf uneingeschränkte Beteiligung am politischen Leben 
und an der Staatsführung; fordert die Behörden des Königreichs Saudi-Arabien auf, die 
Anti-Terrorgesetze mit Schutzklauseln zu versehen, um zu verhindern, dass sie gegen 
Minderheiten eingesetzt werden; fordert die Behörden auf, größere Anstrengungen zu 
unternehmen, um zwischen allen religiösen Gruppen für Toleranz und ein friedliches 
Zusammenleben zu sorgen; fordert sie nachdrücklich auf, dafür zu sorgen, dass im 
Bildungssystem keine abfälligen und diskriminierenden Anspielungen mehr auf Gläubige 
anderer Religionen oder Mitglieder islamischer Minderheiten gemacht werden;

 9. begrüßt, dass der König im Jahr 2013 die erste Frauen ernannt hat, die Mitglieder der 
Beratenden Versammlung (Shura-Rat) des Königreichs Saudi-Arabien sind und dort 30 
von 150 Sitzen belegen;

10. erwartet die Umsetzung der Erklärung des Königs, nach der Frauen das Recht haben, bei 
den nächsten Kommunalwahlen im Jahr 2015 zu wählen und zu kandidieren, und 
zukünftig das Recht haben werden, bei allen anderen Wahlen zu wählen und zu 
kandidieren; 

11. erwartet, dass das Autofahrverbot für Frauen aufgehoben wird;

12. fordert die Behörden nachdrücklich auf, das mittelalterliche System männlicher 
Vormundschaft abzuschaffen und weitere Maßnahmen zu ergreifen, mit denen sämtliche 
Beschränkungen der Rechte von Frauen aufgehoben werden sollen, wie etwa 
Beschränkungen der Bewegungsfreiheit, der Beschäftigungsmöglichkeiten, der 
Rechtspersönlichkeit sowie ihrer Vertretung in Gerichtsverfahren, und jegliche 
Diskriminierung von Frauen im privaten wie im öffentlichen Leben beseitigt sowie ihre 
Teilnahme am wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und politischen Leben gefördert 
werden sollen;

13. verweist darauf, dass im Rahmen der allgemeinen regelmäßigen Überprüfung durch den 
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Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen im Februar 2009 für das Königreich Saudi-
Arabien hinsichtlich der Menschenrechte Bilanz gezogen wurde und dass das Königreich 
Saudi-Arabien zahlreiche der im Rahmen dieser Prüfung von den EU-Mitgliedstaaten 
vorgebrachten Empfehlungen formell angenommen hat, einschließlich beispielsweise der 
Empfehlungen, in denen die Abschaffung der männlichen Vormundschaft gefordert und 
darauf abzielt wird, die Anwendung der Todesstrafe und körperlicher Züchtigung zu 
begrenzen; erwartet umfassendere Fortschritte bei der Umsetzung dieser Empfehlungen 
und fordert das Königreich Saudi-Arabien nachdrücklich auf, einen konstruktiven Ansatz 
im Hinblick auf die Empfehlungen zu verfolgen, die während der laufenden allgemeinen 
regelmäßigen Überprüfung 2013 dargelegt wurden;

14. begrüßt, dass die ersten Lizenzen an weibliche Anwälte vergeben wurden, bedauert 
jedoch, dass das Rechtssystem von männlichen Richtern mit religiösem Hintergrund 
dominiert wird; nimmt die schrittweise Kodifizierung der Scharia zur Kenntnis und drängt 
darauf, diese zu beschleunigen, da eine mangelnde Kodifizierung und das traditionelle 
Gewohnheitsrecht häufig zu einer erheblichen Unsicherheit hinsichtlich des 
Geltungsbereichs und Inhalts der Gesetze des Landes und zu Justizirrtümern führen; 
betont die zentrale Bedeutung der Unabhängigkeit der Justiz und einer angemessenen 
juristischen Ausbildung von Richtern;

15. fordert die Behörden auf, die Arbeitsbedingungen und die Behandlung von 
Wanderarbeitnehmern zu verbessern, mit besonderem Augenmerk auf die Lage von 
Frauen, die als Haushaltshilfen arbeiten und häufig sklavenähnliche Bedingungen dulden 
müssen; begrüßt die jüngsten Anstrengungen, nationale Arbeitsgesetze einzuführen, um 
für einen einheitlichen Schutz für Haushaltshilfen zu sorgen und die strafrechtliche 
Verfolgung von Arbeitgebern, die sich sexueller, körperlicher und arbeitsrechtlicher 
Missbräuche schuldig gemacht haben, sicherzustellen;

16. lehnt die Logik eines Nullsummenspiels als Ansatz für die internationale Beziehungen im 
Nahen Osten ab, da dies Misstrauen, sektiererischen Hass und den Rüstungswettlauf, 
einschließlich der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, in der Region verstärkt; 
bedauert in dieser Hinsicht die destabilisierende Wirkung von Waffenverkäufen einiger 
EU-Mitgliedstaaten an das Königreich Saudi-Arabien und andere Länder in der Region; 
vertritt die Auffassung, dass die Schaffung eines gemeinsamen Sicherheitsrahmens, der 
alle Länder umfasst und in dem die legitimen Sicherheitsinteressen aller Länder 
berücksichtigt werden, die Lösung für die eskalierenden Sicherheitsprobleme in der 
Region ist; 

17. hegt die Befürchtung, dass die finanzielle und politische Unterstützung von religiösen und 
politischen Gruppen in Nordafrika durch das Königreich Saudi-Arabien zu einer erneuten 
Stärkung fundamentalistischer und obskurantistischer Kräfte führen könnte, welche die 
Bemühungen, eine demokratische Staatsführung zu schaffen, untergraben und eine 
Beteiligung von Frauen am öffentlichen Leben ablehnen; ist des Weiteren besorgt, dass 
die bedingungslose politische und finanzielle Unterstützung der Anführer des 
Militärputsches in Ägypten die Anstrengungen der EU untergräbt, eine friedliche und 
umfassende politische Lösung für die Krise in Ägypten zu finden;

18. fordert die Behörden des Königreichs Saudi-Arabien auf, zu unterbinden, dass 
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salafistische Bewegungen die staatsfeindlichen Tätigkeiten militärischer Rebellen in Mali 
unterstützen, welche zu einer Destabilisierung der gesamten Region führen; verurteilt jede 
Form direkter und indirekter Einflussnahme;

19. fordert das Königreich Saudi-Arabien auf, im Hinblick auf den Syrien-Konflikt nicht auf 
Grundlage einer beschränkten, sektiererischen Logik eines Nullsummenspiels zu handeln 
und stattdessen zu einer friedlichen, umfassenden Lösung beizutragen, insbesondere durch 
die Unterstützung der Verhandlungsrunde Genf II, und zwar ohne Vorbedingungen; 
fordert außerdem die aktivere Teilnahme des Königreichs Saudi-Arabien an der 
humanitären Hilfe für Opfer des syrischen Bürgerkriegs;

20. bekräftigt seine Aufforderung an das Königreichs Saudi-Arabien, einen konstruktiven 
Beitrag zu leisten und sich in Bahrain für friedliche Reformen und einen nationalen 
Dialog einzusetzen;

21. fordert die Behörden des Königreichs Saudi-Arabien auf, mit dem Iran in einen 
friedlichen Dialog über bilaterale Beziehungen und die Zukunft der Region zu treten; 

22. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem Hohen 
Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte, Kronprinz Abdullah Ibn Abdul 
Aziz, der Regierung des Königreichs Saudi-Arabien sowie dem Generalsekretär des 
Zentrums für den nationalen Dialog Saudi-Arabiens zu übermitteln.


